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Liebe Leser und Leserinnen,

der Redaktionsschluss dieser Aus-
gabe lag vor den Landtagswahlen. 
Sollten die Umfragen richtig lie-
gen, dann gibt’s für die CDU und 
SPD ein Wahldebakel bayrischen 
Ausmaßes (die CSU dort an Stelle 
der CDU). Da spielt die selbst für 
GroKo-Verhältnisse schlecht or-
chestrierte ‚große Politik‘ in Berlin 
eine tragende Rolle. Dazu passt, 
dass die SPD ihr Fett trotz ‚Op-
positionsstatus‘ in Hessen weg be-
kommt, während die Grünen in den 
Umfragen teils zweitstärkste Kraft 
sind. Anscheinend sind sie (wie in 
Bayern auch) die neue Scheinalter-
native für die von der Regierung 
enttäuschten Wähler und Wähle-
rinnen. Betonung auf ‚Scheinalter-
native‘: Denn schließlich darf man 
nicht vergessen, dass die Grünen 
seit jeher für Sozialabbau, Kriegs-
treiberei und Abschiebungen im 
Sonnenblümchenflecktarn stehen. 

Auch in Hessen sind sie seit 4 Jah-
ren an der Regierung beteiligt. Ob 
sich in diesem Land deswegen et-
was in Sachen Wohnungsbau und 
Sozialpolitik getan hat, kann sich 
jeder schnell selbst beantworten. 
Die DKP trat nicht zu diesen 
Landtagswahlen an. Statt auf Wahl-
ergebnisse wollen wir in dieser 
Ausgabe des Echos ein Blick auf 
die politischen und sozialen Pro-
bleme in diesem Land werfen: 
Ulf Immelt (DGB Mittelhessen) 
schreibt dieses Mal über Leiharbeit 
in Deutschland, die Sozialistische 
Deutsche Arbeiterjugend (SDAJ) 
Marburg thematisiert die Woh-
nungsfrage in einem Artikel und 
dazu passender Veranstaltungsrei-
he. Außerdem: Matin Barakis (Poli-
tologe) zweiter Teil zu Afghanistan, 
ein Bericht über das Pressefest der 
DKP-Zeitung ‚Unsere Zeit‘ und 
vieles mehr.
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Die Leiharbeit boomt, trotz aller 
Beteuerungen der Politik diese ein-
dämmen zu wollen. Im Jahresdurch-
schnitt 2017 waren nach Zahlen 
der Bundesagentur für Arbeit 1,03 
Millionen Kolleginnen und Kollegen 
als Leiharbeiter beschäftigt. Im Ver-
gleich zum Vorjahreszeitraum stieg 
ihre Zahl um 41.000. Der Boom 
der Leiharbeit hat seine Ursache 
in der Arbeitsmarktreform, die un-
ter dem Namen Hartz I traurige 
Berühmtheit erlangte. Waren 2004 
„nur“ 326.000 Menschen in der 
Mühle Leiharbeit, stieg deren Zahl 
rasant auf über 800.000 an. Leihar-
beit bedeutet für die Betroffenen 
30 bis 40% weniger Lohn, Hire and 
Fire und keinerlei Zukunftsplanung. 
Zwar konnten Gewerkschaften in 
Arbeitskämpfen Verbesserungen in 

der Leiharbeit durchsetzet: Den-
noch liegen die tariflichen Entgel-
te der Leiharbeiter immer noch 
deutlich unter denen der Stamm-
belegschaft. Daher sind gesetzliche 
Regelungen dringend erforderlich. 
Seit April 2017 ist das neue Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz in 
Kraft. Demnach haben Leiharbeiter 
nach neun Monaten im Einsatzbe-
trieb das Recht auf gleiche Bezah-
lung wie die Stammbelegschaft. Die 
Obergrenze für die Einsatzdauer 
in einem Entleihbetrieb beträgt 18 
Monate. Danach müssen die Leih-
arbeiter entweder übernommen 
oder anders eingesetzt werden. 
Diese beschlossenen gesetzlichen 
Regelungen konnten den massen-
haften Einsatz von Leiharbeit nicht 
eindämmen: Ein Grund hierfür ist, 
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dass die Höchstüberlassungsdauer 
sich nur auf den konkreten Leih-
arbeiter bezieht. So können die 
Unternehmer einzelne Personen 
gegen einen anderen Leiharbeiter 
austauschen oder dieselben nach 
drei Monaten Karenzzeit erneut 
einsetzen. Sinnvoller wäre es ge-
wesen, Höchstüberlassungszeiten 
für Arbeitsplätze festzulegen, um 
diesen Drehtüreffekt zu verhin-
dern. Noch besser wäre es gewe-
sen, sämtliche Liberalsierungen der 
Leiharbeit seit den1980er Jahren 
zurückzunehmen oder diesen mo-
dernen „Sklavenmarkt“ ganz zu 
schließen. Da die Politik in Sachen 
Leiharbeit zwar medienwirksam 
Mäuselöcher schließt und gleich-
zeitig Scheunentore für das Kapital 
öffnet, ist es kein Wunder, dass laut 
einer aktuellen Betriebsratsbefra-
gung der IG Metall immer mehr 
Betriebe das Instrument Leiharbeit 
zur Disziplinierung der Kernbeleg-
schaften einsetzen. Rekordzahlen 
in der Leiharbeit, ein gigantischer 
Niedriglohnsektor, Armutsrenten 
und eine rigorose Umverteilung 
von unten nach oben sind eigent-
lich gute Gründe für die politische 
Linke auf die Straße zu gehen. Lei-
der steht bei einem immer größe-
ren Teil deren Vertreter nicht mehr 
der Widerspruch zwischen Kapital 
und Arbeit im Zentrum der politi-

schen Agenda. Man versteckt sich 
lieber hinter sogenannter Identi-
tätspolitik, von der Verkehrswende, 
über die Homo-Ehe bis zum vega-
nen Essen und überlässt so den 
Rechtspopulisten in der sozialen 
Frage viel zu viel Raum. Man reiht 
sich mit Kabinett und Kapital in 
die vermeintliche „antirassistisch 
Einheitsfront“ ein, statt unter dem 
Slogan „Unsere Willkommenskul-
tur heißt gemeinsam kämpfen“ 
Ursachen und Verursacher von 
Krieg, Flucht, Armut und prekä-
rer Beschäftigung beim Namen zu 
nennen.
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100 Jahre NoveMberrevolutioN
Zwischen Sozialpartnerschaft und Revolution

Viele Jubiläen feiert die politische 
Linke in diesem Jahr; 200 Jahre 
Karl Marx, 100 Jahre Novemberre-
volution, 50 Jahre 1968.
Am 15.10.2018 feierte der Deut-
sche Gerwerkschaftsbund (DGB) 
zusammen mit dem Bundesver-
band der Deutschen Arbeitgeber-
verbände (BDA) 100 Jahre Sozial-
partnerschaft.
An diesem Tage vor 100 Jahren, be-
schlossen der SPD-Fuktionär und 
Vorsitzender der Generalkommis-
sion der Gewerkschaften Deutsch-
lands, Carl Legien (vertretend 
für die Gewerkschaften) und der 
Stahlmagnat Hugo Stinnes (vertre-
tend für die Arbeitgeber) das sog. 
Stinnes-Legien-Abkommen - das 
Bündnis zwischen Kapital und Ar-
beit.
In den Herbsttagen des Jahres 1918 
war eine ernsthafte revolutionäre 
Situation in Deutschland herange-
reift. Es war nur noch eine Frage 
weniger Wochen, bis das Deutsche 
Reich vor den Entente-Mächten 
kapitulieren musste. Der seit vier 
Jahren tobende 1. Weltkrieg zer-
mürbte das ganze Land, die Wirt-
schaft lag brach, Millionen Soldaten 

verloren ihr Leben in den Gräben 
oder kehrten als Invaliden Nach-
hause. An der Heimatfront hunger-
te das werktätige Volk und erlag zu 
hunderttausenden an Krankheiten, 
wie Tuberkulose.
Unzählige Streiks, Proteste und Be-
fehlsverweigerungen leiteten die 
Revolution ein, die am 4. Novem-
ber mit dem Aufstand der Kieler 
Matrosen begann.
Dr. J. Reicherts, Geschäftsführer 
des Vereins Deutscher Eisen- und 
Stahlindustrieller, schrieb über 
eine Tagung führender Monopo-
listen am 09.10.1918: „Tatsächlich 
war die Lage schon in den ersten 
Oktobertagen klar. Es kam darauf 
an: Wie kann man die Industrie ret-
ten? Wie kann man auch das Un-
ternehmertum vor der drohenden, 
über alle Wirtschaftszweige hin-
wegfehgenden Sozialisierung, der 
Verstaatlichung und der nahenden 
Revolution bewahren? [...] [um die 
Revolution zu verhindern; der Au-
tor] gibt es für die Industrie nur 
auf seiten der Arbeiterschaft star-
ke Bundesgenossen, das sind die 
Gewerkschaften.“
Das Stinnes-Legien-Abkommen 



- 6 -

Calvin Kraus

beinhaltet zwar weitreichende 
Forderungen der Arbeiterbewe-
gung, wie der Acht-Stunden-Tag 
oder Mitbestimmung im Betrieb, 
muss in seinem historischen Kon-
text jedoch als Sieg der Kapital-
seite gewertet werden, da das Ab-
kommen ein wesentlicher Teil der 
Gegenrevolution war, indem es die 
Arbeiterschaft blendete und im 
Ergebnis die Bourgeoisie die politi-
sche Macht behalten konnte.
„Die gelebte Sozialpartnerschaft 
in unserem Land ist ein Glücks-
fall für unser Land und beispiellos 
innerhalb Europas.“, so der BDA 
Präsident Ingo Kramer. Und in der 

Tat, einen Vertrag zwischen Kapital 
und Arbeit wie die ,deutsche Sozi-
alpartnerschaft‘ es ist, ist in seiner 
Qualität einzigartig und ein spezifi-
sches Produkt der Novemberrevo-
lution. Einen Grund für den DGB 
zu feiern, sollte dies nicht sein.
Ernst Thälmann schrieb zusam-
menfassend über die November-
revolution „Die Tragödie der deut-
schen Revolution im Jahre 1918, 
[...] bestand in dem Zwiespalt zwi-
schen den objektiven ausgereiften 
revolutionären Verhältnissen einer-
seits und der subjektiven Schwä-
che des deutschen Proletariats, [...] 
andererseits.“




















